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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. Oktober 1971 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Fi 17/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Finanzierung 
von Interventionskosten auf dem Sektor Fischereierzeug- 
nisse. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 7. Oktober 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn^Bad Godesberg 1 
Postfack 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Finanzierung von Interventionskosten 
auf dem Sektor Fischereierzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik^), insbesondere auf Arti- 
kel 3 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für jeden Sektor der gemeinsamen Marktorgani- 
sation sind die Grundregeln für die Finanzierung 
von der Abteilung Garantie des Garantie- und Aus- 
richtungsfonds für die Landwirtschaft, nachstehend 
mit „Fonds“ bezeichnet, festzulegen. 

Die im Rahmen der in der Verordnung (EWG) 
Nr. 2142/70 des Rates vom 20. Oktober 1970 (über 
die gemeinsame Marktorganisation für Fischereier- 
zeugnisse-) getroffenen Maßnahmen umfassen einen 
den Erzeugerorganisationen zu gewährenden finan- 
ziellen Ausgleich; den Ankauf von Sardinen und 
Sardellen durch zu diesem Zweck bezeichnete Stel- 
len oder natürliche oder juristische Personen; Bei- 
hilfen zur privaten Lagerhaltung; die Gewährung 
von Ausgleichsentschädigungen an Thunfischerzeu- 
ger und die kostenlose Verteilung von Erzeugnissen, 
die vom Markt zurückgenommen oder angekauft 
wurden. 

In einigen Fällen führt der Absatz von Erzeug- 
nissen, die von der Interventionsstelle angekauft 
wurden, zu Einnahmen, um welche die durch den 
Fonds zu finanzierenden Kosten zu verringern 
sind — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Nach den Bestimmungen dieser Verordnung werden 
durch den Fonds, Abteilung Garantie, Kosten finan- 
ziert, die durch folgende Maßnahmen auf dem Sek- 
tor Fischereierzeugnisse entstehen: 

a) durch den Erzeugerorganisationen gemäß Arti- 
kel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2142 70 ge- 
währten finanziellen Ausgleich, 

b) durch die in Artikel 11 der genannten Verord- 
nung vorgesehenen Ankäufe von Sardinen und 
Sardellen nach Abzug des Wertes des abgesetz- 


ten Erzeugnisses (ausgenommen im Falle kosten- 
loser Verteilung), 

c) durch die in Artikel 14 der genannten Verord- 
nung vorgesehenen Beihilfen zur privaten Lager- 
haltung, 

d) durch die in Artikel 5 der genannten Verord- 
nung vorgesehenen Ausgleichsentschädigungen 
an die Thunfischerzeuger, 

e) durch die kostenlose Verteilung von Erzeugnis- 
sen, die gemäß Artikel 10 bzw. 11 der genannten 
Verordnung vom Markt zurückgenommen bzw. 
angekauft wurden. 

Artikel 2 

1. Die Ausgaben im Sinne des Artikels 1 Buch- 
staben a, c und d sind gleich den gemäß Artikeln 10, 
14 und 15 der Verordnung (EWG) Nr. 2142 70 und 
dem gemäß den hierzu erlassenen Durchführungs- 
bestimmungen gezahlten Beträgen. 

2. Die Ausgaben im Sinne des Artikels 1 Buch- 
stabe b sind gleich den Kosten für Ankäufe gemäß 
Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 und 
gemäß den zu diesem Artikel erlassenen Durch- 
führungsbestimmungen abzüglich der Einnahmen, 
die die zu diesem Zweck bezeichneten Stellen oder 
natürlichen oder juristischen Personen etwa durch 
den Absatz der betreffenden Erzeugnisse erzielt 
haben. 

Artikel 3 

Der Gesamtbetrag der Kosten durch die in Artikel 1 
Absatz 1 Buchstabe e erwähnte kostenlose Ver- 
teilung bestimmt sich wie nachstehend angegeben, 
je nach der Entfernung zwischen dem Einlagerungs- 
ort der Erzeugnisse und dem Ort ihrer Verteilung: 

bei einer Entfernung von weniger als 25 km 

10 RE/ 1000 kg Fisch 

bei einer Entfernung von mindestens 25 km 

und höchstens 199 km 16 RE/1000 kg Fisch 

bei einer Entfernung von mindestens 200 km 

und höchstens 399 km 24 RE 1000 kg Fisch 

bei einer Entfernung von 400 km und mehr 

31 RE 1000 kg Fisch 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 2h. April 1970, S. Ih 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 23b 
vom 27. Oktober 1970, S, 5 
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Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. Sie wird mit dem 
1. Februar 1971 wirksam. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Finanz vermerk zum Vorschlag einer Vci Ordnung 
über die Finanzierung von InterveniiüiisVicjsten 
auf dem Sektor Fischereierzeugnisse 

1. Der vorliegende Vorschlag dient nicht der Ein- 
führung neuer Maßnahiuen auf dem gontuinlon 
Sektor, sondern tler Präzisierung der Vorschi i ilen 
für die Finanzierung bereits durdigeführter Inter- 
ventionen. 

2. Bei den 1968 durchgeführten vorbereitenden Ar- 
beiten zur Errichtung der genieinsamon Marktord- 
nung in diesem Sektor und auf Guiiid der damals 
verfügbaren Daten wurden die Gesamlkos'am aui 
9 410 000 RE geschätzt (Dok, S 930 68 - CS/V 2()4). 

3. Angesichts einerseits dt-s InFratti retims dieser 

gennünsamen Marktorganisation am E Februar 
1971, anderseits des Umstandes, daß es wegen der 
derzeitigen Konjunklui für Thunfisch auf dem Welt- 
markt angezeigt erserden, die für die Ausgleichsent- 
schäcligiingen an die Thiinfirsrherz(mger votze.sehen- 
den Kosten als „pro memoria" anzusehen, wurden 
im Haushalt für 1971 7 030 000 RE veranschlagt. 

4. Infolge von Sch^vierigkeiten bei der Anerken- 
nung von Erzeugin'organisationen und wegen der 
Höhe, die die Preise für Fischoreierzeugnisso er- 
reichten, die im ersten Plalbjcdir 1971 über der cPu' 
Rücknahme bzws Intcrventionsankaulspreise lagrm. 
hat es fiir die Inkraftsetzung des Finan/.ierungs- 
plans im Verlauf dieses ersten Elalbjahres keine 
Kosten gegeben, Lüiter Berücksichligiing ditsser 
Situation ist es wahrscheinlich, daß die Ausgaben 
für das ganze Jahr 1971 weit unter den im Haushalt 
veranschlagten Kosten liegen. 

3. Für den HausliaU 1972 sind Kosten von 9 Mil- 
lionen Rechnungsoinheilen vorgesehen, die sich wie 
folgt auf teilen: 

~ Kosten durdi lUicknahraen \ om Markt diu.'dr Er- 
zeugerorganisationen und Produzenten \uid 
durch staailichc Ankäufe von Sardinen unrt Sar- 
dellen 5 500 000 RE 


Bercchnungshvpothese für diese Kosten: 

a) Durchschnittsmengen, für die in den drei 
Ejscliwirtschallsjahren 1967, 1968 und 1969 
interveniert wurde (etwa 55 000 t) 

b) der in Artikel 10 der Verordnung (EWG) 
Ar. 2142 70 vorn, eschene finanzielle Ausgleich 
end die in Artikel 11 derselben Verordnung 
vorgesehenen Ankaufspreise abzüglich der 
Einnahmen durch Absatz dieser Erzeugnisse 

— - Kosien durch Beihilfen zur privaten Lagerhaltung 

1 500 000 RE 

Borechnungshypothese für diese Kosten; 

a) 30 der Gemeinschaftserzeagiing an Erzeug- 
nissen des Anhangs If der Verordnung (EWG) 
Nr. 2142 70 v/erden privat eingelagert 
(30 000 t) 

b) dreimonatige Eagerung zu 48 RE, t 

— Ko.sten der Ausgleichsentschädigungen an die 

Thunfischer/euger 2 000 000 RE 

hn ('istcm und walusdieinlich auch im zweiten 
Malijjahr 1971 verbietet die Höhe der Thunfisch- 
])]'eise die Gewährung dieser Ausgleicbsentschä- 
digungeu. Für die folgenden Haushaltsjahre sind 
diese Kosten jcmloch als möglich in Betracht zu 
ziehen (gestützt auf die bei Abfassung des vor- 
stehend genannten Dokuments S 930 68 zugrunde 
gelegten Faktoren) 

— Kosten der in Artikeln 10 und 1 1 der Verordnung 

(EWG) Nr. 2142,70 vorgcisehenen kostenlosen 
Verteilung p. m. 

Wegen mangelnder Erfahrung hinsichtlich der 
Mengen, die für eine, kostenlose Verteilung in 
Frage kommen, können die finanziellen Kosten 
dieser Aktion nicht geschätzt werden. 

6. Hinsichtlich mehrjähriger Vorausschätzung lie- 
gen zur Zeit keinerlei Anzeichen dafür vor, daß sich 
(iie jäliriidien Kosten ändern werden, die daher 
eiidi woiterliin auf 9 Millionen Rechniingseinheiten 
jäliriich angesetzt werden können. 
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Begründung 


1. Für den Sektor Fischereierzeugnisse wurde durch ; 
Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 des Rates vom j 
20. Oktober 1970^) eine gemeinsame Markt- : 
Organisation errichtet, die am 1. Februar 1971 in 
Kraft trat. In eine Finanzierung durch die Ge- 
meinschaft wird dieser Sektor durch Artikel 22 
der genannten Verordnung einbezogen. 

2. die gemeinsame Marktorganisation sieht eine 
Reihe von Maßnahmen vor, nämlich: 

— die Rücknahme von Fischereierzeugnissen 
vom Markt durch Erzeugerorganisationen 
(Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2142/ 
70), 

— den Ankauf von Sardinen und Sardellen 
durch zu diesem Zweck bezeichnete Stellen 
oder natürliche oder juristische Personen (Ar- 
tikel 11 der Verordnung (EWG) Nr, 2142/70), 

— Beihilfen zur privaten Lagerhaltung (Artikel 
14 der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70), 

— die Gewährung von Ausgleichsentschädigun- 
gen an Thunfischerzeuger (Artikel 15 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2142/70), 

— die kostenlose Verteilung der gemäß Arti- 
kel 10 bzw. 11 der Verordnung (EWG) Nr. 
2142/70, zurückgenommenen bzw. angekauf- 
ten Erzeugnisse [Verordnung (EWG) Nr. 697/ 
71 ^’)]. 

Der vorliegende Vorschlag einer Verordnung be- 
zweckt eine Definition der Finanzierungsmodali- 
täten für die Kosten dieser Maßnahmen. 

3. Für die Rücknahme der Fischereierzeugnisso vom 
Markt durch Erzeugerorganisationen definiert 
Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
die Art und Weise der Berechnung des finan- 
ziellen Ausgleichs. Dieser Ausgleich ist gleich 
dem Unterschied zwischen 60 bzw. 55 ‘^/o - je 
nach Fall -des Orientierungspreises, multipliziert 
mit dem Qualitätsanpassungskoeffizienten, und 
demWert des abgesetzten Erzeugnisses. Dieser 
letztere Wert wird pauschal je nach Verwen- 
dungszweck des Erzeugnisses, namentlich der 
Verarbeitung zu Futtermitteln, bestimmt [Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 698/71 ^), geändert durch 
Verordnung (EWG) Nr. 1107/71 ^)]. 

4. Kaufen zu diesem Zweck bezeichnete Stellen 
oder natürliche oder juristische Personen Sar- 
dinen und Sardellen gemäß Artikel 1 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2142/70 an, so sind zur Be- 
stimmung der durch den Fonds zu finanzieren- 
den Kosten etwa erzielte Nettoeinnahmen aus 


dem Absatz der betreffenden Erzeugnisse vom 
Ankaufswert abzuziehen. 

5. Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
sieht vor, daß der Absatz der aus dem Handel 
genommenen Erzeugnisse nur unter solchen Be- 
dingungen erfolgen darf, daß der normale Ab- 
satz der betreffenden Erzeugung nicht behindert 
wird. Artikel 11 der genannten Verordnung sieht 
vor, daß vorbehaltlich von Ausnahmeregelungen 
die angekauften Erzeugnisse zu anderen Zwek- 
ken als zur menschlichen Ernährung bestimmt 
sein müssen. In Verordnung (EWG) Nr. 697/71 
der Kommission wird bei der Definition der ver- 
schiedenen Absatzmöglichkeiten, analog zu den 
auf dem Sektor Obst und Gemüse erlassenen 
Bestimmungen, der Absatz zum menschlichen 
Verzehr auf die kostenlose Verteilung der 
Fischereierzeugnisse in unverarbeitetem Zustand 
beschränkt. 

6. Für bestimmte Fischereierzeugnisse in gefrore- 
nem Zustand sieht Artikel 14 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2142/70 vor, daß die Kommission 
nach dem Verfahren des Artikels 29 der genann- 
ten Verordnung (Verwaltungsausschußverfah- 
ren) unter bestimmten Voraussetzungen die Ge- 
währung einer Beihilfe zur privaten Lagerhal- 
tung an die Erzeuger beschließt, deren Höhe 
und Dauer durch das gleiche Verfahren zu be- 
stimmen sind. Die Durchführungsbestimmungen 
zu dieser Maßnahme sind Gegenstand der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 696/71 der Kommission-^). 

7. Für Thunfisch für die Konservenindustrie sieht 
Artikel 15 der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
unter bestimmten Voraussetzungen der Markt- 
preisentwicklung eine Ausgleichsentschädigung 
für die Thunfischerzeuger der Gemeinschaft vor. 
Verordnung (EWG) Nr. 172/71 des Rates®) legt 
die Grundregeln für die Gewährung dieser Ent- 
schädigung fest und präzisiert vor allem die Be- 
rechnungsmethode sowie die Zeiträume, für 
welche sie gilt. Die Berechnungsmethode, bei der 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 1. April 1971, S. 69 

•‘3 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 1. April 1971, S. 71 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 117 
vom 29. Mai 1971, S. 14 

•5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 1. April 1971, S. 66 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 23 
vom 29. Januar 1971, S, 15 
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festgestellte Preisnotierungen als veränderliche 
Berechnungsfaktoren dienen, wird nach dem 
Verfahren des Artikels 29 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2142/70 (Verwaltungsausschußverfah- 
ren) festgelegt. 

8. Wie in Absatz 5 erwähnt, ist der Absatz für 
den menschlichen Verzehr von Erzeugnissen, die 
von Erzeugerorganisationen aus dem Handel ge- 
nommen oder von Interventionsstellen angekauft 
wurden, durch die Verordnung (EWG) Nr, 697/71 
der Kommission auf die kostenlose Verteilung 
der Fischereierzeugnisse in unverarbeitetem Zu- 
stand beschränkt. Diese kostenlose Verteilung 
ist mit Verladungs- und Transportkosten ver- 
bunden. Analog zu den auf dem Sektor Obst 
und Gemüse erlassenen Bestimmungen wird vor- 
geschlagen, Pauschalbeträge zur Deckung dieser 
Kosten festzusetzen. 

9. Die finanziellen Auswirkungen werden in der 
Anlage zu diesem Vorschlag behandelt. 



